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W
ie oft haben Wasserver-
sorger ihren Kunden das 
schon erzählt: Trinkwas-
ser ist das am strengsten 
kontrollierte Lebensmit-
tel. Jeder Tropfen ist un-
bedenklich. Gleichgültig, 

ob er zum Kochen oder Trinken, zum Duschen 
oder Blumengießen bestimmt ist. Was aus dem 
Hahn kommt, ist immer »rein« und »genusstaug-
lich«, so wie es das Gesetz verlangt. 

Und nun das.
Millionen Kubikmeter Gülle landen auf Feldern, 

sickern durch Böden und rinnen ins Grundwasser 
– in den Rohstoff also, aus dem zwei Drittel des 
Trinkwassers gewonnen werden. In Niedersachsen, 
aber auch in Baden-Württemberg und in Nordrhein-
Westfalen haben Wasserversorger bereits Brunnen 
dichtmachen müssen; andere haben selbst Land ge-
kauft, um es vor Gülle schützen zu können.

Teilweise könnten die Menschen nur noch durch 
»Notlösungen« mit Wasser versorgt werden, sagt 
Martin Weyand vom Branchenverband der Wasser-
werke. Die stinkende Flut aus der Massentierhaltung, 
sie bedroht nicht nur die Gesundheit der Wasser-
verbraucher, sondern ist auch ein Politikum. Die 
Europäische Kommission droht damit, Deutschland 
wegen des schlechten Wassers vor dem Europäischen 
Gerichtshof zu verklagen. Ausgerechnet Deutsch-
land, den vermeintlichen Öko-Vorreiter. 

Schuld an all dem ist Nitrat, eine Stickstoffver-
bindung, die im Kot und Urin von Schweinen, 
Rindern und Hühnern steckt – neben viel Wasser 
und allerhand übel riechenden Stoffen. Die unappe-
titliche Mixtur, die auch im Amtsdeutsch Gülle heißt, 
fördert als »Wirtschaftsdünger« das Pflanzenwachs-
tum, maßvoll und fachkundig auf Äckern verteilt. 
Doch in den Hochburgen der Fleischproduktion 
wird die massenhaft anfallende Gülle auf den Feldern 
regelrecht entsorgt. Was die Pflanzen nicht aufneh-
men, landet im Wasser – in Bächen, Seen, am Ende 
im Meer, wo sich Algen bilden –, aber eben auch im 
deutschen Grundwasser. 

Es geht um eine immense Menge der stinkenden 
Brühe, mehr als 160 Millionen Kubikmeter im Jahr. 
Würde man sie in Eisenbahnwaggons verladen, der 
Zug wäre mehr als 45 000 Kilometer lang, länger als 
der Äquator. 

Die Brunnenverschmutzung wird von den 
deutschen Behörden bisher stillschweigend gedul-
det. Das will die EU-Kommission nicht länger 
hinnehmen. Sie hat bereits ein Verfahren gegen die 
deutsche Regierung eingeleitet. Und in einem ge-
heimen Schreiben zur »Vertragsverletzung Nr. 
2013/2199« kündigt sie ihre Entschlossenheit an, 
bis zum Äußersten zu gehen, bis zur Klage.

Der Brüsseler Vorwurf: Deutschland verletze die 
Nitrat-Richtlinie der EU. Die Richtlinie soll sicher-
stellen, dass Landwirte die Gewässer nicht mehr so 
stark verschmutzen – oder, am besten, durch Vor-
beugung erst gar nicht damit anfangen. Es ist ein 
Deutscher, der das Verfahren gegen sein Heimatland 
vorantreibt. Karl Falkenberg, Generaldirektor der 
Generaldirektion Umwelt, erzeugt nun auch Zeit-
druck. Der großen Koalition bleiben nur noch we-
nige Tage, ihn zu besänftigen und kein saftiges Straf-
geld zu riskieren.

Doch Streit tobt nicht nur zwischen Brüssel 
und Berlin. Auch die Berliner Minister sind 
sich in dieser Sache nicht grün. Für das Tun 
und Lassen der Bauern ist Christian Schmidt 
(CSU) zuständig, dessen Landwirtschaftsmi-
nisterium oft die Wünsche des Landvolks 

vertritt – während Umweltministerin Barbara 
Hendricks (SPD) sich zwar um Gewässer zu küm-
mern hat, aber ausgerechnet bei der Gestaltung 
des Regelwerks, das den Bauern Einhalt gebieten 
soll, nicht federführend ist. Herr über die Dünge-
verordnung ist Schmidt, mit Hendricks muss er 
nur »Einvernehmen« herstellen. Klammheimlich 
freuen sich deren Mitarbeiter bereits über die 
Hilfe stellung, die nun aus Brüssel kommt. »Wenn 
die EU hart bleibt, ist es mir recht«, sagt ein leiten-
der Beamter des Umweltressorts.

Hendricks gegen Schmidt, Brüssel gegen Berlin, 
Wasser- gegen Landwirtschaft: Die Angelegenheit hat 
es in sich – und es ist nicht auszuschließen, dass die 
Scheiße auf Deutschlands Feldern die große Koali-
tion demnächst sogar zu Krisensitzungen zwingt.

Nitrat ist eigentlich ungiftig, kann aber im Ma-
gensaft zu Nitrit werden. Das wiederum kann bei 
Säuglingen dafür sorgen, dass weniger Sauerstoff 
im Blut transportiert wird und die Kleinen da-
durch ersticken. Im Körper Erwachsener droht 
Krebs. Zu diesem Risiko gibt es bisher zwar nur 
Tierstudien, trotzdem empfiehlt das Bundesinsti-
tut für Risikobewertung, die Nitratzufuhr »so weit 
wie möglich« zu reduzieren. 

Deutschland handelt sich durch den laxen Um-
gang mit dem Nitratproblem nicht nur Streit mit 
Brüssel ein. Es zeigt sich einmal mehr, welche Gefah-
ren die Massentierhaltung birgt. Die Güllewirtschaft 
ist eine Folge davon – und gehört zu den bizarrsten 
Erscheinungsformen des modernen Landbaus.

Es rächt sich, dass die Deutschen  
sehr billiges Fleisch wollen 

Volkswirtschaftlich spielt es fast gar keine Rolle 
mehr, was Bauern und landwirtschaftliche Gewerbe-
betriebe auf Feldern und in Viehställen treiben; 
zur Bruttowertschöpfung tragen sie nur noch 0,8 
Prozent bei, also fast nichts. Dennoch dürfen land-
wirtschaftliche Betriebe ihr Abwasser aus der Vieh-
haltung ein paar Mal im Jahr ungereinigt auf die 
Äcker niederregnen lassen. Verglichen mit dem 
Aufwand, der getrieben wird, um menschliche Ab-
wässer zu sammeln und zu reinigen, ist das grotesk.

Die Zentren der Massentierhaltung liegen un-
ter anderem im westlichen Niedersachsen, im 
nördlichen Nordrhein-Westfalen und im südöst-
lichen Bayern. Es sind die gleichen Regionen, die 
sich vor Gülle kaum retten können – und in denen 
ein Wassernotstand droht.

Um zu verstehen, wie es dazu kommt, muss 
man die Gesetze und die Chemie kennen. Die 
Europäer haben sich schon lange Grenzwerte für 
Nitrat verordnet: Mehr als 50 Milligramm pro Li-
ter dürfen im Trinkwasser nicht enthalten sein. 
Der gleiche Wert gilt seit mehr als 20 Jahren auch 
für das Grundwasser. 50 Milligramm der Verbin-
dung von Sauerstoff und Stickstoff entsprechen 
11 Milligramm reinem Stickstoff.

Der ist eigentlich kein Schadstoff, sondern ein 
Grundbaustein des Lebens, der im Boden und in 
der Luft, in Pflanzen, Tieren und im menschlichen 
Körper vorkommt. Stickstoff steckt zum Beispiel 
im Gras, das Weiderinder fressen; das meiste da-
von scheiden sie wieder aus und sorgen auf diese 

Weise dafür, dass neues Gras wachsen 
kann. Erst wenn dieser Kreislauf ge-
stört wird, entstehen Probleme, bei-
spielsweise im Grundwasser, aber nicht 
nur da (siehe Beistück). 

Gestört wurde er vor gut 
hundert Jahren mit der 

Erfindung des Kunstdüngers. Das 1910 von BASF 
patentierte Haber-Bosch-Verfahren ermöglichte 
es, den in der Luft reichlich vorhandenen Stick-
stoff chemisch so umzubauen, dass er als Nähr-
stoff für Pflanzen verfügbar wurde. Das ließ zwar 
die Ernteerträge enorm steigen; aber fortan war es 
eben auch möglich, Ackerbau und Viehzucht 
räumlich zu trennen: Die Gülle blieb bei den 
Tieren, die Industrie lieferte den Dünger für 
Spargel- und Roggenfelder. All das beschert den 
auf Tierhaltung spezialisierten Gebieten heute 
das Gülleproblem. 

Die deutsche Düngeverordnung von 1996 soll 
es in Schach halten. Das heute aus zwölf Paragra-
fen und acht Anlagen bestehende Dekret listet pe-
nibel auf, wie viel Kot und Urin ein Mastbulle, ein 
Ferkel oder ein Schwein jährlich ausscheidet, wie 
viel Stickstoff im Durchschnitt darin enthalten ist 
– und was die Bauern damit tun dürfen. Die we-
nigsten Schnitzelesser ahnen wohl, was alles ge-
schehen muss, bevor das Fleisch auf dem Teller ist.

Die Bauern müssen zum Beispiel die im Boden 
verfügbaren Nährstoffmengen ermitteln oder nach 
einem anerkannten Verfahren schätzen, dürfen 
zwischen dem 1. November und dem 31. Januar 
nicht düngen und insgesamt sowieso nicht mehr 
als jährlich 170 Kilogramm Stickstoff pro Hektar 
in Form von Gülle verteilen. 

Doch die Umweltziele würden damit »weitgehend 
verfehlt«, stellten in einer gemeinsamen Stellung-
nahme drei wissenschaftliche Beratungsgremien der 
Bundesregierung schon vor einem Jahr fest. Die Vor-
schriften seien zu lasch, ihre Einhaltung werde nicht 
streng genug kontrolliert, und die Sanktionen seien 
zu harmlos, heißt es in der Expertise.

2006 verschärfte die damals regierende schwarz-
rote Koalition zuletzt die Regeln und beschränkte 
den Nährstoffüberschuss, also die erlaubte Diffe-
renz zwischen dem auf die Felder verteilten Stick-
stoff und der von den Pflanzen aufgenommenen 
Menge, auf 60 Kilogramm pro Hektar. Wird die 
Grenze überschritten, geschieht allerdings nichts. 
Anders als Falschparken wird der Verstoß nicht 
einmal als Ordnungswidrigkeit geahndet. 

Tatsächlich liegt der Überschuss im Mittel der 
Betriebe bei etwa 70 Kilogramm. Dabei sind laut 
Umweltbundesamt schon die gesetzlich vorge-
schriebenen 60 Kilogramm zu viel; allenfalls die 
Hälfte wäre laut der Behörde erträglich, sollen die 
Gewässer sauber bleiben. 

Dort, wo die Gefahr hoch ist, gibt es seit Län-
gerem gut 160 Messstellen. Die Hälfte von ihnen 
weist eine überhöhte Belastung aus. Die Regierung 
bestreitet das nicht, hat bisher aber nichts unter-
nommen, um den Missstand zu beseitigen. Des-
halb geht Brüssel gegen Berlin vor. 

Die Kommission attackiert aber nicht nur die 
Wasserverschmutzung. Sie nennt auch die Ursache 
dafür: »Große Viehbestände, die sich in einer Re-
gion konzentrieren, weil ein Ungleichgewicht zwi-
schen der Gülleerzeugung und dem Bedarf der 
angebauten Kulturen besteht«. Es rächt sich also, 
dass die Deutschen so stark auf Massentierhaltung 
und billiges Fleisch setzen und sogar noch stolz 
darauf sind, zum Nettoexporteur von Schweine- 

und Geflügelfleisch geworden zu sein. 
Wasserwerker können ein Lied davon 

singen. Zum Beispiel Johann Hans, der seit 
mehr als einem Vierteljahrhundert Ge-
schäftsführer des Wasser- und Abwasser-

Zweckverbandes Niedergrafschaft ist. 
Das liegt in einem der vieh-
reichsten Landkreise Deutsch-

lands. In den Ställen dort stehen 113 000 Rinder 
und 477 000 Schweine; hinzu kommen fast zehn 
Millionen Stück Federvieh. Die Fleischerzeuger im 
Südwesten Niedersachsens, nahe der holländischen 
Grenze, halten dermaßen viele Tiere, dass Hans 
ständig improvisieren muss.

Johann Hans fördert Wasser aus 16 Brunnen. 
Jeder Tropfen, der bei der Kundschaft ankommt, 
enthält nach wie vor nicht mehr als 25 bis 30 Mil-
ligramm Nitrat pro Liter. Das Kunststück gelingt 
allerdings nur, weil Hans das Wasser mischt, sol-
ches mit überhöhtem Nitratgehalt mit solchem, 
das unter dem Grenzwert liegt. Außerdem hat er 
fünf neue Brunnen bohren lassen, um den Nitrat-
wert stabil unter 50 Milligramm pro Liter zu hal-
ten. Dennoch steigt die Konzentration im ober-
flächennahen Grundwasser schon wieder an, 
»Vorfeldmessungen« hätten das gezeigt – und ir-
gendwann werde das Nitrat auch seine Förder-
brunnen erreichen, schwant Hans: »Trotz der Ko-
operation, die wir seit 30 Jahren mit der Landwirt-
schaft haben.«

Er spricht tatsächlich von Kooperation: Weil 
die gesetzlichen Vorschriften nicht ausreichen oder 
nicht ausreichend umgesetzt werden, suchen die 
Wasserwerker ihr Heil in der Zusammenarbeit mit 
denen, die das Grundwasser verschmutzen. So per-
vers das ist – den Versorgern bleibt gar nichts ande-
res übrig. In der Regel ist es billiger, Bauern dafür 
zu entschädigen, dass sie weniger düngen und we-
niger einnehmen, als Nitrat nachträglich aus dem 
Rohwasser zu entfernen. 

Die Gelsenwasser AG zum Beispiel, mehrheit-
lich im Besitz der Stadtwerke Dortmund und Bo-

chum, finanziert drei Berater bei der Landwirt-
schaftskammer Nordrhein-Westfalen und bezahlt 
zudem allerhand Schutzmaßnahmen – alles in der 
Hoffnung, Bauern in der Nähe der Stevertalsperre 
zur Mäßigung zu bewegen. Mehr als 600 000 Euro 
lässt sich Gelsenwasser das jährlich kosten.

Der Landwirt Anton Holz leitet die Koopera-
tion mit Gelsenwasser im südlichen Münsterland 
und erklärt staatsmännisch, man sei »zum Erfolg 
verpflichtet«. Doch bei dem Wasserversorger weiß 
man nur zu gut, dass der Konflikt zwischen gutem 
Wasser und lukrativer Massentierhaltung dadurch 
nicht verschwindet. »Nicht grundlegend lösbar«, 
nennt das Ulrich Peterwitz, der bei Gelsenwasser 
für den Ressourcenschutz zuständig ist und an der 
»Nitratfront« kämpft. Das Unternehmen liefert 
Trinkwasser an 2,7 Millionen Menschen. 

Und doch wird in weiten Teilen Deutschland 
um Besserung gerungen. Die 1,4 Millionen 
Münchner bekommen das Gros ihres Trinkwassers 
aus dem Mangfalltal. Dort haben die Stadtwerke 
München sogar Flächen gekauft, um sie an Land-
wirte zu verpachten – mit der Auflage, die Gewäs-
ser dabei zu schonen. Auf diese Weise sei das größ-
te, ökologisch bewirtschaftete Gebiet Deutsch-
lands entstanden, so die Auskunft des Münchner 
Wasserversorgers. Er hilft den Bauern sogar bei 
der Vermarktung ihrer Produkte und organisiert 
Bauern märkte in der eigenen Zentrale. 

In Brake an der Unterweser, dem Stammsitz 
des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes, 
kämpft Egon Harms gegen zu viel Nitrat, mehr 
schlecht als recht gemeinsam mit den Bauern. Es gab 
Zeiten, da glaubte der Bereichsleiter für Gewässer-

schutz, die Zusammenarbeit mit den Landwirten 
sei erfolgreich; doch inzwischen zeigen seine Mes-
sungen im oberflächennahen Grundwasser, dass 
die Nitratwerte wieder so hoch sind wie vor 15 
Jahren, als man anfing zu kooperieren. Harms 
fürchtet, es sei nur eine Frage der Zeit, bis das be-
lastete Wasser nach unten »durchbricht«, bis zu den 
Förderbrunnen, 150 Meter tief. Das Wasser, das er 
momentan von dort fördert, ist bis zu 50 Jahre alt 
und noch unbelastet. 

Landauf, landab kämpfen die Wasserversor-
ger gegen das Nitrat. Mancherorts, wie in 
Aschaffenburg, wird es mittlerweile technisch 
aus dem Wasser entfernt; der Wasserpreis für die 
Endverbraucher hat sich deshalb verdoppelt. 

Es gibt gleich mehrere Gründe zu glauben, 
das Gülleproblem werde nur größer.

So kann Nitrat, das von den Pflanzen nicht 
aufgenommen wird, eine Zeit lang noch auf 
natürliche Weise im Boden abgebaut werden; 
es gelangt dann nicht ins Grundwasser. Doch 
das natürliche Potenzial ist mancherorts schon 
bald erschöpft. Das Nitrat sickert dann unge-
hindert aufs Grundwasser zu, wo es mit teils 
jahrelanger Verzögerung ankommt. »Das dicke 
Ende kommt erst noch,« prophezeit Ulrich 
Peterwitz von Gelsenwasser.

Außerdem bekommen die hochgezüchteten 
Tiere heute mehr und mehr Importfutter, vor 
allem billiges Soja aus Brasilien. In jedem Kilo-
gramm davon stecke fast 30-mal mehr Stick-
stoff als in heimischem Mais, sagt Friedhelm 
Taube, Agrarwissenschaftler an der Kieler Uni-
versität. Deutschland importiert also mit dem 

Futter große Mengen Stickstoff. Das meiste da-
von wird von den Tieren wieder ausgeschieden 
und bedroht in Form von Gülle das Wasser.

Als wäre das nicht genug, begann vor etwa 
zehn Jahren der staatlich geförderte Boom der 
Biogasanlagen, die meisten stehen in den Tier-
zucht-Regionen. Auf 800 000 Hektar, das sind 
knapp sieben Prozent der Ackerfläche, wächst 
inzwischen die subtropische Pflanze, nur um 
Nachschub für die Biogasanlagen zu erzeugen. 
Die Gärreste enthalten aber – wie die Abfälle aus 
den Viehställen – große Mengen Stickstoff. Das 
Gülleproblem wird auf diese Weise noch größer.

EU: Agrarminister Christian Schmidt 
ist »nicht ambitioniert genug« 

Es verschwände natürlich, wenn Ackerbau und 
Viehzucht in Deutschland wieder zusammenrück-
ten. Doch das ist politisch tabu. Stattdessen wird 
die Gülle selbst bewegt. Der Lieferant muss dafür 
bezahlen, dass er sie loswird. Wie viel, das wird 
inzwischen an speziellen Börsen ausgehandelt. 
Dann wird das Zeug in Lastern quer durchs Land 
gefahren, aus den Zentren der Tierhaltung heraus, 
hinein in die Ackerbauregionen, zum Beispiel in 
den Osten Niedersachsens. 

Das kann teuer werden. Mehr als zehn Euro pro 
Kubikmeter koste es den abgebenden Betrieb, sagt 
Ludger Feldhaus von der Nährstoffverwertung 
Oldenburger Münsterland. Die Firma führt jeden 
Tag solche Transporte durch. Je nach Tagespreis 
kann das mehr sein, als der Landwirt mit einem 
ganzen Mastschwein verdient.

Noch müssen nur hoch spezialisierte Massen-
betriebe ihre Gülle auf den Weg bringen. Geht 
es nach dem Bauernverband, sollen die Normal-
bauern davon unberührt bleiben. Auch deshalb 
wehrt er sich gegen jede Verschärfung des Dün-
gerechts. Die bestehende Verordnung »hat sich 
bewährt«, behauptet der Präsident der Lobby, 
Joachim Rukwied.

Mehrere Gelegenheiten, das Grundwasser 
besser zu schützen, hat die Bundesregierung be-
reits verstreichen lassen. Sie hätte bei der Um-
setzung der EU-Agrarreform dafür sorgen kön-
nen, bestimmte Subventionen an den Verzicht 
auf Düngemittel zu binden. Sie hätte den 
Wunsch des Bundesrates akzeptieren können, 
wenigstens die Güllebehälter strengeren Auflagen 
zu unterwerfen. Sie hätte sich auch längst auf 
neue Regularien fürs Düngen selbst verständigen 
können. Doch alles, wozu Christian Schmidt 
bisher bereit ist, um das Wasser zu schützen, sei 
»nicht ambitioniert genug«, wie Brüssel kriti-
siert. Auch der jüngste, 106-seitige Entwurf ei-
ner neuen Düngeverordnung ändert nichts an 
dieser Einschätzung.

Im Koalitionsvertrag versprachen Union und 
SPD noch eine andere Düngewelt. Da wollten 
sie Düngemittel nur noch so eingesetzt sehen, 
»dass Risiken für Mensch, Tier und Naturhaus-
halt minimiert werden«.

Die Stunde der Wahrheit naht.

Weitere Informationen im Internet: 
 www.zeit.de/massentierhaltung

Verdammter Dünger
Wie Stickstoff aus der Gülle in den Alpen landet – und in Todeszonen im Meer VON FRITZ VORHOLZ

S tickstoffverbindungen stecken nicht nur 
in der Gülle. Sie bedrohen auf vielfältige 
Weise die menschliche Gesundheit, heizen 

den Treibhauseffekt an und sind eine der wich-
tigsten Ursachen für den Artenschwund. Zwar 
ist die Landwirtschaft mit fast zwei Dritteln die 
Hauptquelle der Belastung, erhebliche Stick-
stoffmengen kommen aber auch aus Industrie- 
und Kraftwerksschornsteinen sowie aus den Aus-
puffrohren von Autos. 

Stickstoffdioxid (NO₂) entsteht bei Verbren-
nungsprozessen. Da die Substanz die Atemwege 
reizt, stellt sie vor allem für Asthmatiker und Al-
lergiker ein Gesundheitsrisiko dar. Katalysator- und 
Filtertechnik haben die umherfliegenden Mengen 
seit 1990 zwar deutlich reduziert; seit dem Jahr 
2000 ist laut Umweltbundesamt (UBA) allerdings 
kein Rückgang mehr festzustellen. Mit neueren 
Katalysatoren seien teilweise sogar höhere Stick-

stoffdioxid-Emissionen festzustellen, heißt es im 
aktuellen UBA-Jahresbericht. Immer noch sind 
deshalb knapp 30 Millionen Bürger hohen Schad-
stoffbelastungen ausgesetzt. Die NO₂-Konzen-
tration übersteige an rund zwei Drittel aller ver-
kehrsnahen Messstationen den Grenzwert der EU, 
laut UBA »zum Teil deutlich«.

Unter Einwirkung von Sonnenlicht kann aus 
Stickstoffoxid Ozon gebildet werden. Erhöhte 
Ozonwerte kommen vor allem am Stadtrand und 
auf dem Land vor. Sie können entzündliche Re-
aktionen in den Atemwegen auslösen. 

Mikrobiologische Prozesse im Boden sorgen 
derweil dafür, dass erhebliche Anteile des von Land-
wirten ausgebrachten Düngers als Nitrat und 
Ammonium in Gewässern landen; in Flüssen und 
im Meer wird dadurch das Algenwachstum geför-
dert. Die Pflanzenreste werden von Bakterien 
zersetzt, die dabei Sauerstoff verbrauchen. Sauer-

stoffmangel kann am Ende sogenannte Todeszonen 
im Meer entstehen lassen. Weltweit gibt es einige 
Hundert davon. Teile der Ostsee gehören dazu.

Als Ammoniak und Lachgas gerät Stickstoff 
auch in die Luft. Lachgas ist ein Treibhausgas, das 
deutlich klimawirksamer ist als Kohlendioxid. Auf 
diese Weise trägt Stickstoff zur Erderwärmung bei. 

Ammoniak wird vom Wind verfrachtet und 
vor allem mit Niederschlägen anderswo wieder 
am Boden deponiert – auch an Standorten, die 
weit weg von den gedüngten Äckern liegen: in 
Wäldern, in Naturschutzgebieten, womöglich 
sogar in den Hochalpen, das wird gerade genau 
erforscht. Die naturnahen Ökosysteme werden 
auf diese Weise gedüngt. Die bisher dort wach-
senden, an stickstoffarme Böden angepassten 
Pflanzen, fast die Hälfte aller heimischen Farn- 
und Blütenpflanzen, geraten unter Konkurrenz-
druck – und auf die Rote Liste. 

Das Wasser  
wird schlecht

160 Millionen Kubikmeter Gülle: In Deutschland verdreckt die  
Massentierhaltung das Grundwasser. Weil Berlin nichts  

dagegen tut, droht Brüssel mit Konsequenzen VON FRITZ VORHOLZ
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Chemischer Zustand des Grundwassers
in Deutschland

Gefahr aus dem Untergrund

Umweltministerin Barbara Hendricks steht gegen Landwirtschaftsminister Christian Schmidt

Auch bei Milchbauern, wie hier im Hamburger Umland, fallen Mist und Jauche an

Die Normen für die 
Qualität des Grund-
wassers werden in 
37 Prozent aller 
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Traumhaus zu
verkaufen
Finden Sie Ihr Traumhaus in der ZEIT 
und Online auf www.zeit.immowelt.de.

A

 IMMOBILIEN! 

St. Gilgen am Wolfgangsee
Moderne Villa mit Pool & Seeblick zum Verkauf.

KP: 4,8 Mio. €, â +43 6227 20585

 ÖSTERREICH  

VERSCHIEDENES  

2-Raum-Wohnung in Berlin

Frisch saniert. Wfl. ca. 66 m2, Zi. 2,
Kaufpreis € 297.000. Ohne Provision.

zeit.immowelt.de – ID: 232LT46

Einfamilienhaus in Berlin/Rudow

Wfl. ca. 98 m2, Grundstücksfläche ca.
388 m2, Zi. 4, Kaufpreis € 348.000. Von
privat.

zeit.immowelt.de – ID: 23MHX4A

Doppelhaushälfte in Berlin
Nähe Tierpark
Wfl. ca. 125 m2, Grundstücksfläche ca.
189 m2, Zi. 4.5, Kaufpreis € 295.000.
Ohne Provision.

zeit.immowelt.de – ID: 23QA346

Dachgeschosswohnung in Berlin

Große Dachterrasse, Blick auf Fernseh-
turm, Aufzug. Wfl. ca. 153 m2, Zi. 4,
Kaufpreis € 610.000. Provisionsfrei.

zeit.immowelt.de – ID: 23S3A48

2-Zimmer-Wohnung in Berlin
Südterrasse in kleiner Neubauanlage
in ruhiger Wohngegend. Wfl. ca. 59
m2, Zi. 2, Kaufpreis € 123.522. Ohne
Makler.

zeit.immowelt.de – ID: 2ZGJC3S

BERLIN  
Villa Montemar mit 2 Wohnungen
in Benissa
In fantastischer Lage. Wfl. ca. 204 m2,
Grundstücksfläche ca. 743 m2, Zi. 8,
Kaufpreis € 270.000. Von privat.

zeit.immowelt.de – ID: 2248K46

Zweifamilienhaus in Campello
Großes Grundstück, Pool und Meer-
blick. Wfl. ca. 220 m2, Grundstücks-
fläche ca. 980 m2, Zimmer 6, Kaufpreis
€ 259.000. Provisionsfrei.

zeit.immowelt.de – ID: 2286N4F

Gepflegtes Haus mit sep. Apartment
in Vinaros
Meeresnähe. Wfl. ca. 150 m2, Grund-
stücksfläche ca. 600 m2, Zimmer 7,
Kaufpreis € 275.000. Ohne Provision.

zeit.immowelt.de – ID: 22FSM4Z

Exklusives barrierefreies Apartment
in Port Andratx

Wfl. ca. 75 m2, Zimmer 2, Kaufpreis
€ 279.000. Von privat.

zeit.immowelt.de – ID: 23HXL44

Traumhaus auf Lanzarote/Tabayesco

Meerblick. Wfl. ca. 124 m2, Grund-
stücksfläche ca. 1060 m2, Zimmer 4,
Kaufpreis € 330.000. Ohne Makler.

zeit.immowelt.de – ID: 23Q7947

Solides Einfamilienhaus (Villa)
in La Orotava
Wfl. ca. 163 m2, Grundstücksfläche ca.
480m2, Zimmer 7, Kaufpreis € 270.000.
Privatverkauf.

zeit.immowelt.de – ID: 2HCCL3W

Natursteinfinca als Feriendomizil
oder fester Wohnsitz in Montuiri
Mit Pool, mediterraner Garten, Ruhe-
oase mit Traumblick. Wfl. ca. 110 m2,
Grundstücksfläche ca. 4000 m2, Zi. 4,
Kaufpreis € 399.000. Ohne Makler.
zeit.immowelt.de – ID: 2Z7AX3U

SPANIEN  

3-Zimmer-Wohnung in München

(2+Hobbyraum) mit Terrassengarten.
Wfl. ca. 87 m2, Zimmer 3, Kaufpreis
€ 320.000. Privatverkauf.

zeit.immowelt.de – ID: 23RFR4L

Penthouse – Neubau in München
am Luitpoldpark
mit traumhaft großer Dachterrasse.
Wfl. ca. 121 m2, Zimmer 4, Kaufpreis
€ 807.500. Von privat.

zeit.immowelt.de – ID: 23XUN4B

Mittelreihenhaus in Top Lage
Hamburg/Marmstorf
Mit Sauna und gepflegtem Garten.
Wfl. ca. 96 m2, Grundstücksfläche ca.
39 m2, Zimmer 4, Kaufpreis € 215.000.
Provisionsfrei.
zeit.immowelt.de – ID: 23ML84L

HAMBURG  

BAYERN  

EXKLUSIVE VILLA bei NÜRNBERG! BJ
2003, ca. 575m² WNF, ca. 1610m² Grund,
hochw. Ausstattung, viele Extras, ca.
25km von Nbg, sehr ruhige Lage!
V,72kWh,EW,B, KP 1,29 Mio €, 3,57%
MC inkl. MwSt., Immo Trade-Manuel
Weiss-info@mw-re.de +49(0)1735655131

EXKLUSIVE
IMMOBILIEN  

Deutsche Bank

Geld richtig parken in
Zeiten niedriger Zinsen:
Deutsche Bank FestzinsSparen
mit 1,25% p.a.

Sichern Sie sich 1,25% p.a. Zinsen fest für 6 Monate.
Für Neuanlagen* ab 2.500 bis 100.000 Euro bei der Deutschen Bank.

www.deutsche-bank.de/festzins

*Gilt nur für Gelder, die bisher noch nicht auf Konten
oder Depots der Deutschen Bank Gruppe angelegt sind.


